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Einzugsanzeige

	Strasse 
     
	Administrative Wohnungsnr. 

	
	Stockwerk      
Zimmer      
	

	
	
	

	ist am (Tag, Monat, Jahr)
	Geschäftslokalmieter
	 FORMCHECKBOX 


	
	Wohnungsmieter
	 FORMCHECKBOX 


	
	Zimmermieter
	 FORMCHECKBOX 


	
             
als
	Familienmitglied
	 FORMCHECKBOX 


	
	Gast
	 FORMCHECKBOX 


	
	Hausangestellte
	 FORMCHECKBOX 


	eingezogen:
	Konkubinatspartner
	 FORMCHECKBOX 


	
	
	

	Familienname:
     

	Vorname:
     

	Heimatort:
     

	Beruf:
     

	Geburtsdatum:
     
	Konfession:      
	Zivilstand:      

	Woher gekommen: 
     

	Rümlang,      
	

	

	Name, Vorname, evtl. Firmenstempel
	     

	des zur Anmeldung verpflichteten
	

	Hauseigentümers bzw. Logisgeber
	     

	
	

	Unterschrift:
	
	


Bitte wenden
Auszug aus dem Gemeindegesetz GG des Kantons Zürich
§ 33a 
1 Vermieter und Logisgeber melden der Gemeinde den Ein- oder Auszug von Mietern bzw. Logisnehmern. Sie geben insbesondere die Angaben nach § 37d Abs. 1 lit. b bekannt.

§ 34
1 Die Meldefrist beträgt 14 Tage ab Eintritt des zu meldenden Ereignisses.

§ 35
Meldepflichtig ist auch, wer eine meldepflichtige Person aufnimmt. Beherbergungsbetriebe haben eine Gästekontrolle zu führen. Der Meldeschein ist der Polizei zur Verfügung zu stellen.

§ 37d.
1 Die Grundeigentümer sind verpflichtet, unentgeltlich und entsprechend den Vorgaben der Koordinationsstelle

b) beim Abschluss eines Mietvertrages dem Mieter einen Wohnungsausweis mit folgenden Angaben auszuhändigen:

1. Gebäude und amtliche Wohnungsnummer

2. Namen und Vorname des Mieters

3. Name und Adresse des Vermieters bzw. der Liegenschaften-

verwaltung

4. Beginn des Mietverhältnisses

c) beim Abschluss eines schriftlichen Mietvertrages die amtliche Wohnungsnummer im Mietvertrag einzutragen.

2 Hat ein Grundeigentümer eine Liegenschaftenverwaltung eingesetzt, obliegt dieser die Erfüllung der Aufgaben nach Art. 1.

§ 39 
1 Mit Busse wird bestraft, wer

a) Melde- und Auskunftspflichten nach § 32-35 verletzt,

b) Mitwirkungspflichten nach § 37d verletzt.








